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  keine haushaltsmäßige Berührung Gesamtkosten der Maßnahme: 
  
  X Auswirkungen siehe Sachverhalt ggf. Höhe des Zuschusses %= 
  
 
    
 
Beschlussvorschlag 
 
1. 1. Schutzziel 

Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel beschließt, dass die zuerst eintreffende Einheit eine 
Personalstärke von 9 Feuerwehrmännern (SB) haben soll. Die Einheit soll in 90 % der Ein-
sätze innerhalb von 8 Minuten am Einsatzort eintreffen. 
 

2. 2. Schutzziel 
Innerhalb weiterer 5 Minuten ist sicherzustellen, dass eine Staffel (Stärke 6 Feuerwehr-
männer (SB) ) als Verstärkung an der Einsatzstelle eintrifft. 
 

3. Des Weiterten beauftragt der Rat der Stadt Castrop-Rauxel die Verwaltung zu eruieren, 
inwieweit ein Eintreffen der vollen Einsatzstärke (incl. Verstärkungsstaffel, d. h. 15 Feuer-
wehrmänner (SB) ) innerhalb eines Zeitkorridores von 10 Minuten (Modell Berufsfeuerwehr 
Bochum) durch die Aufsichtsbehörde akzeptiert würde. 
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Beschlussvorschlag 
 
4. Zur Sicherstellung der Schutzziele beauftragt der Rat der Stadt Castrop-Rauxel die Verwal-

tung, folgende Maßnahmen einzuleiten: 
 

a)  Mit der Aufsichtsbehörde ist ein Zeitraum zu vereinbaren, in dem die Maßnahmen  
auch unter Berücksichtigung der Finanzierbarkeit durchzuführen sind. 

 
b) Der Bereich Immobilienmanagement wird in Zusammenarbeit mit der Feuerwehr eine 

entsprechendes Grundstück suchen und Alternativen zur Errichtung und Finanzierung 
(Kauf, Miete ?) vorschlagen. 

 
c) Der Bereich Personalverwaltung bereitet in Zusammenarbeit mit dem Bereich Feuer-

wehr die zeitgerechte Ausbildung bzw. Einstellung von Personal vor. Dabei ist der un-
ter Punkt a) festzulegende Zeitraum zu berücksichtigen. 

 
d) Der Bereich Finanzen wird beauftragt, die Mittel für die Planungskosten in den Haus-

halt 2004 einzustellen und für die folgenden Jahre ein Finanzierungskonzept zur Reali-
sierung der Maßnahmen zu erarbeiten. 

 
5.   Dem Rat der Stadt Castrop-Rauxel ist über Punkt 4 a) bis zum 31.03.2004 und über die 

Punkte 4 b) – d) bis zum Jahresende 2004 zu berichten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
_____________________     _________________________ 
K r u s e        E c k h a r d t 
 



 

Sachverhalt 
 
Der Rat der Stadt  hat in seiner Sitzung am 12.12.2002 den Brandschutzbedarfsplan für die 
Stadt Castrop-Rauxel beschlossen. 
 
Als 1. Schutzziel wurde darin festgelegt, dass die Personalstärke der ersten ausrückenden Ein-
heit 9 Feuerwehrmänner (SB) betragen soll. Die Einheit soll in 80% der Einsätze innerhalb von 
8 Minuten am Einsatzort eintreffen. 
 
Bereits im Brandschutzbedarfsplan wurde dargelegt, dass der Erreichungsgrad von 80% auch 
nicht verbessert werden kann, weil insbesondere Einsatzorte nördlich der Recklinghauser Stra-
ße selten und Einsatzorte nördlich der BAB A2 nie innerhalb von 8 Minuten erreicht werden 
können. Aus diesem Grund wurde Kontakt aufgenommen mit den Nachbarstädten Reckling-
hausen, Datteln und Waltrop, um eine mögliche Übernahme der betroffenen Ortsteile durch die 
Feuerwehren dieser Städte zu eruieren. Alle drei Städte sehen sich aber nicht in der Lage, die-
se zusätzlichen Aufgaben zu übernehmen. 
 
Gemäß Schutzzieldefinition muß als Verstärkung der ersten eintreffenden Gruppe (9 FM) inner-
halb weiterer 5 Minuten eine Staffel (6 FM) an der Einsatzstelle eintreffen (Schutzziel 2). Zur 
Zeit kann dieses Personal nicht durch berufliche Feuerwehrkräfte gestellt werden, eine Sicher-
stellung aus den Reihen der Freiwilligen Feuerwehr ist in dem geforderten Zeitrahmen nicht 
realisierbar. 
 
Mit Schreiben vom 18.07.2003 hat der Landrat des Kreises Recklinghausen nunmehr Stellung 
zum Brandschutzbedarfsplan der Stadt Castrop-Rauxel genommen. Das Schreiben ist als An-
lage beigefügt. 
 
In dieser Stellungnahme teilt der Landrat mit, dass ein Erreichungsgrad von 80% nicht akzep-
tiert werden kann, vielmehr sollte 95% angestrebt werden, als erster Schritt mindestens 90% 
hinsichtlich der nördlichen Ortsteile. 
 
Im Brandschutzbedarfsplan sind noch keine konkreten Ausführung dazu gemacht worden wie 
der Erreichungsgrad der nördlichen Stadtteile ggf. verbessert werden kann. Der Landrat erwar-
tet aber die vorbereitenden Schritte beschleunigt zu erledigen, damit eine Verbesserung kurz-
fristig eintritt. 
 
Auf Seite 2, Absatz 5 u. 6 seines Schreibens weist der Landrat daraufhin, dass die Festlegung 
des Erreichungsgrades eine politisch zu verantwortende Entscheidung zur Qualität der Feuer-
wehr ist. Der Rat der Stadt entscheidet und übernimmt gegenüber den Bürgern die Verantwor-
tung. 
  
Wird der  Beschluss wie vorgeschlagen angenommen, sind folgende Maßnahmen notwendig: 
 
1. Errichtung einer zweiten Feuer- und Rettungswache im nördlichen Stadtgebiet. 
2. Einstellung bzw. Ausbildung von 26 zusätzlichen Feuerwehrbeamten. 
 
Damit würden die im Brandschutzbedarfsplan auf Seite 92, b) und Seite 94, c) aufgeführten 
Maßnahmen zum Tragen kommen. 
 
Bezüglich des im Beschlussvorschlag unter Punkt 3 genannten Modells der Berufsfeuerwehr 
Bochum ist folgendes zu bemerken: 
 
 
 
 
 
 



 

 
Das Modell der Berufsfeuerwehr Bochum sieht vor, sämtliche Einsatzkräfte (1. Angriffsstaffel 
und Verstärkungsstaffel) in einem Zeitraum an den Einsatzort zu bringen, der deutlich unter der 
durch die Arbeitsgemeinschaft der Berufsfeuerwehren genannten Eintreffzeit von 13 Minuten (8 
Minuten 1. Einheit und weitere 5 Minuten Verstärkungsstaffel) liegt. Die Akzeptanz eines sol-
chen Modells in Castrop-Rauxel hätte zur Folge, dass sämtliche Einsatzkräfte von der vorhan-
denen Feuerwache in der Frebergstraße ausrücken könnten. Es ist davon auszugehen, dass in 
90 % der Einsätze innerhalb von 10 Minuten sämtliche Punkte des Stadtgebietes erreichbar 
wären. Der Neubau bzw. der Umbau eines Feuerwehrgerätehauses zur Beherbergung der Ver-
stärkungsstaffel mit den entsprechenden Investitions- und Folgekosten könnte unterbleiben. 
 
Zu klären, und von hieraus nicht abschließend beurteilt werden kann, ist allerdings, dass die 
bislang stets geforderte Eintreffzeit einer 1. Einheit innerhalb von 8 Minuten in diesem Modell 
weiterhin nicht erreicht würde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Anlage 1 - Finanzielle Auswirkungen -  
 
Vorlage zum Tagesordnungspunkt       
 
 
I. Investitionskosten: 
 
Gesamtkosten der Maßnahme: ca. 5.000.000 € 
- Einnahmen von Dritten: . / . € 
= Städtischer Eigenanteil: ca. 5.000.000 € 
 
Die benötigten Haushaltsmittel stehen zur Verfügung: 
 
JA  Haushaltsstelle:        
NEIN  Siehe Erläuterungen 
 
Erläuterungen: 
 
 
 
II. Folgekosten: 
 

 einmalig jährlich bis zum Ende des 
HSK 

Personalkosten  € 1.300.000 €  € 
Sachkosten  €  €  € 
Erlöse  €  €  € 
Mindereinnahmen  €  €  € 
Summe  € 1.300.000 €  € 
 
 
III. Es handelt sich um eine Maßnahme, die unter Berücksichtigung der Vorgaben 
     des § 81 GO NRW notwendig und unabweisbar sind. 
 
 
IV. Die Finanzierung ist im Rahmen des Bereichs-Budgets  

 
im laufenden Jahr 

  gesichert  
  nicht gesichert  
 
 im Finanzplanungszeitraum 
  gesichert  
  nicht gesichert  
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 



 

 
 
 
 

       
 
 
 
 



 

      
 
 
 
 
 



 

     
 
 
 
 
 



 

     
 
 
 
 
 



 

 


